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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, Prof. 
Dr. Winfried Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Thomas Huber, 
Dr. Gerhard Hopp, Petra Högl, Kerstin Schreyer, Bernhard Seidenath, Andreas 
Schalk, Dr. Andrea Behr, Leo Dietz, Alex Dorow, Holger Dremel, Dr. Stefan Ebner, 
Kristan Freiherr von Waldenfels, Karl Freller, Thorsten Freudenberger, Sebastian 
Friesinger, Martina Gießübel, Petra Guttenberger, Josef Heisl, Melanie Huml, 
Andreas Jäckel, Andreas Kaufmann, Dr. Petra Loibl, Stefan Meyer, Benjamin 
Miskowitsch, Martin Mittag, Walter Nussel, Thomas Pirner, Jenny Schack, Josef 
Schmid, Helmut Schnotz, Sascha Schnürer, Thorsten Schwab, Carolina Trautner, 
Steffen Vogel, Peter Wachler, Josef Zellmeier und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Markus Saller, 
Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, 
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 19/659 

Deutschland soll kein Streikland werden – Streikrecht in Bereichen der Daseins-
vorsorge für ein faires Miteinander regeln 

Der Landtag stellt fest, dass das Streikrecht und seine Verankerung in der Koalitions-
freiheit des Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG) wichtige Errungenschaften der wirtschaftli-
chen Grundordnung Deutschlands sind. 

Der Landtag erkennt ausdrücklich an, dass den Gewerkschaften und dem Streikrecht 
eine wichtige Rolle zukommt, um angemessene Bedingungen für viele Beschäftigte in 
Deutschland zu erreichen. 

Der Landtag stellt jedoch auch fest, dass die Belastungen für die Menschen und Unter-
nehmen in Deutschland durch Streiks erheblich zunehmen, vor allem durch immer häu-
figere und immer weitreichendere Streiks in Bereichen der Daseinsvorsorge und zent-
ralen Infrastruktur – wie z. B. im Verkehrswesen. Streiks in diesen Bereichen treffen 
nicht nur den jeweiligen Arbeitgeber, sondern betreffen vor allem die Menschen, die auf 
diese Leistungen im täglichen Leben angewiesen sind. Auch die volkswirtschaftlichen 
Schäden nehmen zu, die durch Streiks entstehen. 

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, sich weiterhin dafür einzusetzen, dass im 
Rahmen der grundgesetzlichen Vorgaben ein fairer Ausgleich zwischen den berechtig-
ten Streikmöglichkeiten und den Interessen der von Streiks betroffenen Menschen und 
Unternehmen hergestellt wird. 
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Dazu soll sich die Staatsregierung weiterhin dafür einsetzen, dass das Streikrecht im 
Dialog mit Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften so weiterentwickelt wird, dass 
die Versorgung der Bevölkerung in zentralen Bereichen der Infrastruktur und der Da-
seinsvorsorge jederzeit gewährleistet bleibt, insbesondere durch 

─ die Einführung eines obligatorischen, der Tarifautonomie genügenden Schlich-
tungsverfahrens, das vor jedem Streik in Bereichen der Daseinsvorsorge und zent-
ralen Infrastruktur durchgeführt werden muss, 

─ eine verpflichtende Ankündigungsfrist in Bereichen der Daseinsvorsorge und zent-
ralen Infrastruktur von vier Tagen nach gescheiterter Schlichtung, damit sich die 
Menschen auf den Streik einstellen können, 

─ verpflichtende Vereinbarungen zu Mindestversorgung und Notdiensten durch die 
Tarifparteien. 

 

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 


